
Gemeinde Fernwald, Gemarkung Steinbach

Änderung des Flächennutzungsplanes

im Bereich „Solarpark Steinbach“

Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen
und Anregungen (Frist bis zum 24.04.2026).

Fernwald und Wettenberg, den 29.07.2026
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß
§ 4 Abs. 1 BauGB

Stellungnahmen mit Anregungen

Avacon Netz GmbH (24.03.2026)
Bauernverband Gießen/Wetzlar/Dill e.V. (24.04.2026)
Die Autobahn GmbH des Bundes, Außenstelle Wiesbaden (24.04.2026)
DB Energie GmbH (16.04.2026)
Deutsche Telekom Technik GmbH (26.03.2026)
HessenForst, Forstamt Wettenberg (23.04.2026)
Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Dillenburg (24.04.2026)
Kreisausschuss des Landkreises Gießen, Gefahrenabwehr (11.05.2026)
Kreisausschuss des Landkreises Gießen, Wasser- und Bodenschutz (21.04.2026)
Kreisausschuss des Landkreises Gießen, Naturschutz (14.04.2026)
Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Landwirtschaft und Forsten (08.04.2026)
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenArchäologie (28.04.2026)
Landkreis Gießen, Straßenverkehrsbehörde (24.04.2026)
Naturschutzbund Deutschland, Kreisverband Gießen e.V. (16.04.2026)
Oberhessische Versorgungsbetriebe AG (08.04.2026)
Oberhessische Versorgungsbetriebe AG (08.04.2026)
PLEdoc GmbH (22.04.2026)
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (15.04.2026)
Regierungspräsidium Gießen (27.04.2026)

Stellungnahmen ohne Anregungen

Amt für Bodenmanagement Marburg (23.04.2026)
Breitband Gießen GmbH (20.03.2026)
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr

(20.03.2026)
DFS Deutsche Flugsicherung GmbH (14.04.2026)
EAM Netz GmbH (01.04.2026)
Gemeindevorstand der Gemeinde Reiskirchen (13.04.2026)
Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg (17.04.2026)
Landesverband der jüdischen Gemeinden in Hessen (23.03.2026)
Magistrat der Universitätsstadt Gießen (14.04.2026)
Magistrat der Stadt Lich (25.03.2026)

Polizeipräsidium Mittelhessen, Regionaler Verkehrsdienst Gießen (25.03.2026)
TenneT TSO GmbH (20.03.2026)
Vodafone West GmbH (02.04.2026)
Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke (09.04.2026)

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung sind keine Stellungnahmen von der Öffent-
lichkeit eingegangen.
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Beschlussempfehlung

Entwurfs- und Offenlegungsbeschluss

(1) Die in der Anlage befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Be-
hörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB einge-
gangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen werden als Stellung-
nahmen der Gemeinde Fernwald beschlossen.

(2) Der Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplanes und die Begründung sind
in der gemäß (1) geänderten Fassung nach § 3 Abs. 2 BauGB im Internet zu ver-
öffentlichen und ergänzend öffentlich auszulegen. Die beteiligten Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange sind von der Veröffentlichung im Internet zu
benachrichtigen.
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Avacon Netz GmbH (24.03.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1 und 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Die im Anhang aufgeführten Hinweise wurden zur weiteren Berücksichtigung bereits
zum Vorentwurf in die Planunterlagen zur Änderung des Flächennutzungsplanes auf-
genommen; den Anforderungen und Vorgaben wird im Zuge der Bauplanung und Bau-
ausführung entsprochen. Darüber hinaus werden zum Entwurf des Bebauungsplanes
nach Abstimmung mit der Avacon Netz GmbH und der DB Energie GmbH in den je-
weiligen Schutzstreifen der beiden Hochspannungsfreileitungen, anstelle der hier bis-
lang vorgesehenen Festsetzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, ebenfalls entsprechende Flä-
chen für die Errichtung von Solarmodulen vorgesehen und das Sondergebiet wird hier
im Vergleich zum Vorentwurf des Bebauungsplanes vergrößert. Der Schutzstreifen
der Ferngasleitung sowie das direkte Umfeld der beiden Freileitungsmasten werden
weiterhin vollständig von Solarmodulen freigehalten. Die Änderung des Flächennut-
zungsplanes wird zum Entwurf für die förmliche Beteiligung ebenfalls entsprechend
angepasst.

1.

2.
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Anlage 1 zum Schreiben Avacon Netz GmbH
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Anlage 2 zum Schreiben Avacon Netz GmbH
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Bauernverband Gießen/Wetzlar/Dill e.V. (24.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1 und 2: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.1.

2.
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Zu 3 bis 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Bezüglich der konkreten Standortwahl kann, entsprechend der auch aus raumordne-
rischer Sicht maßgeblichen Prüfkaskade, ausgeführt werden, dass im Regionalplan
Mittelhessen 2010 für das Gemeindegebiet insgesamt drei „Vorranggebiete Industrie
und Gewerbe, Bestand“, aber kein „Vorranggebiet Industrie und Gewerbe, Planung“
festgelegt werden. Die drei Gewerbegebiete sind nahezu vollständig bebaut. Verein-
zelt sind noch unbebaute Grundstücke vorhanden, die über die drei Gewerbegebiete
verteilt sind. Zusammenhängende Flächen für die Errichtung einer Freiflächenanlage,
auf denen eine vergleichbare Energiegewinnung wie im geplanten Solarpark erzielt
werden kann, sind in den „Vorranggebieten Industrie und Gewerbe, Bestand“ nicht
gegeben. Darüber hinaus sollen die zur Verfügung stehenden Flächenpotenziale der
langfristigen Sicherung und gewerblichen Entwicklung des Wirtschaftsstandortes und
den damit verbundenen Arbeitsplätzen im Gemeindegebiet dienen. Entsprechend be-
stehen in den innerhalb des Gemeindegebietes der Gemeinde Fernwald raumordne-
risch festgelegten „Vorranggebieten Industrie und Gewerbe“ keine Alternativen für die
Umsetzung des geplanten Vorhabens.

Für das Gemeindegebiet Fernwald werden im Teilregionalplan Energie Mittelhessen
2016/2020 insgesamt sechs „Vorbehaltsgebiete für Photovoltaik-Freiflächenanlagen“
dargestellt. Während im Bereich eines entsprechenden Vorbehaltsgebietes im Bereich
der in den 1980er Jahren stillgelegten Flächen einer ehemalige Raketenstellung be-
reits vor vielen Jahren der Solarpark Albach errichtet wurde, stehen im Bereich der
übrigen Vorbehaltsgebiete insbesondere in der Gemarkung Albach die fehlenden Vo-
raussetzungen zur EEG-Einspeisevergütung, in der Gemarkung Steinbach mit dem im
Planfeststellungsverfahren befindlichen Trassenverlauf des sogenannten „Rhein-
Main-Link“ langfristig entgegenstehende Nutzungen und im Übrigen generell die feh-
lende Flächenverfügbarkeit und Bereitschaft der Grundstückseigentümer einer Um-
setzung entgegen. Aufgrund der Lage des vorliegend geplanten Solarparks beidseits
der Bundesautobahn BAB 5 befindet sich dieser östlich der BAB 5 vollständig sowie
westlich zum überwiegenden Teil innerhalb des gemäß EEG förderfähigen Korridors
von 500 m längs von Autobahnen. Jenseits dieses Korridors liegt der vorliegend ge-
plante Solarpark im benachteiligten Gebiet und ist damit ebenfalls förderfähig nach
EEG. So handelt es sich bei dem vorliegend geplanten Solarpark aufgrund der Lage
zumindest in Teilen um ein gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB gesetzlich privilegiertes
Vorhaben.

3.

4.

5.

6.

7.
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Die Wahl der Flächen entspricht damit grundsätzlich dem gesetzgeberischen Willen,
solche Anlagen primär in einem bereits durch Infrastruktureinrichtungen vorgeprägten
Bereich zu errichten. Das entscheidende Alleinstellungsmerkmal der vorliegenden Flä-
chen besteht jedoch darin, dass sie in räumlicher Nähe zum geplanten Windpark „Am
Höhlerberg“ und dem zugehörigen Umspannwerk liegen und aufgrund der unter-
schiedlichen Lastgänge bei einer parallelen Nutzung von Wind- und Solarenergie die
Auslastung des Umspannwerks im Zuge des geplanten Solarparks deutlich erhöht
werden kann. Hierfür bedarf es jedoch zwingend einer räumlichen Nähe der Freiflä-
chen-Photovoltaikanlage zum Umspannwerk. Auch die flächeneffiziente gemeinsame
Nutzung von Energiespeicher- und Zuwegungsinfrastruktur wird durch die räumliche
Nähe erst ermöglicht. Die Umsetzung der vorliegenden Planung stellt damit einen we-
sentlichen Beitrag zum Ausbau der Nutzung von Erneuerbaren Energien in der Ge-
meinde Fernwald dar.

Für das Gebiet der Gemeinde Fernwald werden im Regionalplan Mittelhessen 2010
für die grundsätzlich für eine landwirtschaftliche Nutzung vorgesehenen Freiflächen im
Außenbereich raumordnerisch überwiegend „Vorranggebiete für Landwirtschaft“ fest-
gelegt. Größere und zusammenhängende „Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft“ wer-
den lediglich umliegend zur Ortslage des Ortsteils Albach ausgewiesen. Eine alterna-
tive Standortwahl für das geplante Vorhaben im Bereich der festgelegten „Vorbehalts-
gebiete für Landwirtschaft“ kommt jedoch zunächst aufgrund der fehlenden eigen-
tumsrechtlichen Verfügbarkeit geeigneter Flächen in diesem Bereich zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt nicht in Betracht. Unter Berücksichtigung entsprechender räumlicher
Abstände zu der bestehenden Bebauung im Bereich der geschlossenen Ortslage und
zu bestehenden Aussiedlerhöfen bzw. landwirtschaftlichen Betrieben im Außenbe-
reich, zu den im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Fernwald dar-
gestellten Siedlungserweiterungsflächen im Osten der Ortslage sowie auch zu den
südöstlich und auch weiter nördlich gelegenen Waldflächen verbliebe zudem nur eine
deutlich reduzierte Flächenkulisse. Ohne eine optisch und landschaftlich nachteilige
Zerschneidung der Hänge um Albach in Kauf zu nehmen, ist eine Umsetzung in der
für die mit dem Projekt verbundenen Kosten (Kabeltrasse, Netzanbindung und Pro-
jektentwicklung) erforderlichen Dimensionierung in diesem Bereich nicht möglich.

8.

9.
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Hinzu kommt die Vorbelastung des Landschaftsbildes durch den bestehenden Solar-
park Albach. Sofern hier kumulierende Wirkungen ausgeschlossen werden sollen,
käme nur eine Projektierung östlich der Ortslage Albach in Betracht, die jedoch dazu
führen würde, dass die netzanbindende Kabeltrasse entweder umfangreiche Bauar-
beiten an den Straßen in der Ortslage nach sich ziehen würde oder auf längerer Dis-
tanz nach Süden hin im Bereich „Mühlberg“ geführt werden müsste. Schließlich liegt
die Gemarkung Albach nicht im landwirtschaftlich benachteiligten Gebiet, sodass jen-
seits des 500-m-Korridors entlang der Bundesautobahn BAB 5 keine Möglichkeit, eine
für die Projektfinanzierung wichtige und damit für die Umsetzung des Vorhabens ele-
mentare EEG-Vergütung zu erhalten. So verbleiben hier grundsätzlich nur rd. 7 ha
Flächen nördlich von Albach, die vergütungsfähig sind. Vor diesem Hintergrund kommt
die Umsetzung des geplanten Vorhabens in den Bereichen des Gemeindegebietes,
die raumordnerisch als „Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft“ festgelegt sind, nicht in
Betracht.

Der Bereich des Plangebietes wird seitens der Gemeinde Fernwald als Standort für
das geplante Vorhaben bevorzugt, da dieser in einem bereits deutlich durch Versor-
gungs- und Verkehrsinfrastruktur vorbelasteten Landschaftsraum liegt und die Nut-
zung von Synergieeffekten mit dem geplanten Windpark „Am Höhlerberg“ und zum
zugehörigen Umspannwerk ermöglicht. Zudem trägt die Bündelung an einem Ort zur
Flächenschonung durch die einmalige Anlage der Netz- und Speicherinfrastruktur,
aber auch durch den konzentrierten Eingriff durch die entsprechende Infrastruktur und
damit der geringeren Zerschneidung von Acker- und Grünlandflächen bei. Gleiches
gilt für den Eingriff in das Landschaftsbild, was im vorliegenden Fall neben der Bunde-
sautobahn BAB 5 und der bestehenden Hochspannungsfreileitungen sowie auch
durch den geplanten Windpark und das Umspannwerk bereits erheblich vorgeprägt
ist.

In Bezug auf die Betroffenheit der privaten Belange ist beachtlich, inwieweit der Verlust
an landwirtschaftlichen Nutzflächen eine potenzielle Existenzgefährdung von Eigentü-
mern oder Bewirtschaftern darstellt. In der Regel wird dabei von einer Betriebszeit von
bis zu 30 Jahren ausgegangen. Unter Berücksichtigung der landwirtschaftlich genutz-
ten Gesamtflächen ist der Umfang der Flächen im Plangebiet für die betroffenen Land-
wirte und die Agrarstruktur insgesamt untergeordnet und kann grundsätzlich durch die
Pacht gleichwertiger Flächen bzw. die Pachteinnahmen aus der Solarnutzung kom-
pensiert werden.
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Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass der gewählte Flächenzuschnitt in Abstim-
mung mit den betroffenen Grundeigentümern und Landwirten erfolgt ist. Darüber hin-
aus kann ausgeführt werden, dass die Flächen innerhalb des Plangebietes derzeit von
einem Haupterwerbslandwirt und einem Nebenerwerbslandwirt bewirtschaftet wer-
den, die zumindest teilweise Eigentümer von Flächen im Plangebiet sind, sodass die
Herausnahme der entsprechenden Flächen aus der Bewirtschaftung keinen maßgeb-
lichen Einfluss auf die Betriebe haben wird, auch da dies letztlich eine bewusste Ent-
scheidung der Eigentümer darstellt. Der landwirtschaftliche Haupterwerbsbetrieb be-
wirtschaftet eine Gesamtfläche von 202 ha. Davon werden 110 ha als Ackerland (da-
von 25 ha Mais sowie 85 ha Getreide und Raps) und 92 ha als Grünland bewirtschaf-
tet. Eine zusätzliche Einkommensquelle für den Haupterwerbslandwirt stellt die Direkt-
vermarktung von hausgemachter Wurst aus eigener Erzeugung und Schlachtung dar.
Durch die geplante Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage würden weniger als
15 ha der Betriebsfläche betroffen sein. Dieser Flächenverlust kann durch die Pacht
gleichwertiger Flächen gemeindlicher bzw. privater landwirtschaftlicher Flächen kom-
pensiert werden, sodass die landwirtschaftliche Leistungsfähigkeit und die Kontinuität
der Betriebsführung einschließlich der Direktvermarktung uneingeschränkt erhalten
bleiben. Die Betriebsfläche des Nebenerwerbslandwirtes umfasst eine Fläche von ins-
gesamt 24,5 ha, wobei hiervon weniger als 3 ha innerhalb des Plangebietes liegen.
Bei den betroffenen Flächen handelt es sich um Eigentumsflächen sowie auch um
Pachtflächen. Der Landwirt wird für die Eigentumsflächen entsprechende Pachtzah-
lungen erhalten und hat keinen Bedarf an entsprechenden Ersatzflächen geäußert.
Die Pachtflächen werden hingegen durch die Pacht zweier höherwertigerer Flächen
kompensiert.

Auch ist im Zuge der vorliegenden Planung keine erhebliche Beeinträchtigung der öf-
fentlichen Belange der Landwirtschaft zu erwarten. Als Gründe sind hier zunächst die
Besonderheiten zur Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage zu nennen. Die
Module werden auf sogenannten Modultischen montiert, welche mit einzelnen Metall-
pfosten befestigt werden. Die Metallpfosten werden in den unbefestigten Untergrund
gerammt. Hierdurch kann der Versiegelungsgrad innerhalb der für die Errichtung der
Freiflächen-Photovoltaikanlage vorgesehenen Fläche auf ein Minimum begrenzt wer-
den. Eine irreversible Inanspruchnahme des Bodens erfolgt nicht, zumal die Anlagen
aufgrund ihrer Bauart einen geringen Versiegelungsgrad aufweisen. Ferner kann eine
partielle Landbewirtschaftung (z.B. Schafbeweidung, Grünlandpflege) weiterhin erfol-
gen, sodass eine landwirtschaftliche Bodennutzung zumindest nicht vollständig aus-
geschlossen wird.
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Im Übrigen stellen auch die raumordnerischen Vorgaben zur Begrenzung aller insge-
samt für Freiflächen-Photovoltaikanlagen genutzten Flächen innerhalb des Gemein-
degebietes sicher, dass die Agrarstruktur insgesamt nicht erheblich beeinträchtigt
wird.

Die natürliche Ertragsfähigkeit der landwirtschaftlich genutzten Böden im Bereich des
Plangebietes wurde anhand vorliegender Daten zur Bodenschätzung sowie zur Acker-
und Grünlandzahl ausgewertet. Für die Acker- und Grünlandzahl ergibt sich im Plan-
gebiet demnach ein flächengewichteter Durchschnittswert von 48,5. Die erfassten
Werte weisen eine Spannweite von 18 bis 72 auf. Damit ist insgesamt von einer über-
wiegend mittleren natürlichen Ertragsfähigkeit auszugehen, wobei innerhalb des Plan-
gebiets sowohl geringwertigere als auch höherwertigere Teilflächen vorhanden sind.
Die aus der Bodenschätzung abgeleiteten Bodenzahlen liegen im Plangebiet zwi-
schen 39 und 71. Der flächengewichtete Durchschnittswert beträgt 49,5. Auch diese
Werte sprechen insgesamt für eine mittlere Bodenbonität bzw. natürliche Ertragsfä-
higkeit der betroffenen Flächen. Die Spannweite verdeutlicht jedoch, dass die Boden-
eigenschaften innerhalb des Plangebiets kleinräumig variieren und Teilflächen mit un-
terschiedlicher landwirtschaftlicher Leistungsfähigkeit vorkommen. Insgesamt weisen
die Ergebnisse darauf hin, dass im Plangebiet überwiegend Böden mittlerer natürlicher
Ertragsfähigkeit vorhanden sind. Besonders hochwertige landwirtschaftliche Böden
treten nur anteilig auf, während zugleich keine durchgehend sehr geringen Bodenwer-
tigkeiten vorliegen. Insofern ist bei Inanspruchnahme der Flächen durch das geplante
Vorhaben grundsätzlich nicht mit erheblichen negativen Auswirkungen auf die agrar-
strukturellen Belange zu rechnen.

Das Vorhaben liegt schließlich im öffentlichen Interesse und dient der öffentlichen Si-
cherheit (Versorgungssicherheit) nach § 2 EEG, sodass im Rahmen der Abwägung
auch die Gründe für das Allgemeinwohl ein wesentliches Gewicht haben.
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Die Autobahn GmbH des Bundes, Außenstelle Wiesbaden (24.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1 bis 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer
Handlungsbedarf. Der Anregung zur Aufnahme eines entsprechenden Hinweises zur
Beteiligung des Fernstraßen-Bundesamtes in die Planunterlagen wurde jedoch auf
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bereits zum Vorentwurf des Bebauungspla-
nes entsprochen.

1.

2.
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Zu 4 und 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf.

Zu 6: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird dahinge-
hend entsprochen, dass im Zuge der Bauplanung und Bauausführung im Be-
reich der Einfriedungen entlang der Bundesautobahn entsprechende Maßnah-
men zum Sichtschutz umgesetzt werden, die von den Solarmodulen ausge-
hende mögliche Blendwirkungen verhindern.

3.

4.

5.

6.
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Zu 7: Der Anregung wird auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung entspro-
chen und es werden diesbezüglich entsprechende Ausführungen in die Planun-
terlagen zum Entwurf des Bebauungsplanes aufgenommen.

Zu 8: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 9: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

7.

8.

9.
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DB Energie GmbH (16.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 2 bis 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer
Handlungsbedarf.

1.

2.

3.

4.
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Deutsche Telekom Technik GmbH (26.03.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 2 bis 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer
Handlungsbedarf. Die Hinweise werden jedoch auf Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung zur weiteren Berücksichtigung bei Bauplanung und Bauausführung in die
Planunterlagen zum Bebauungsplan aufgenommen.

1.

2.

3.

4.
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Anlage 1 zum Schreiben Deutsche Telekom Technik GmbH
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Anlage 2 zum Schreiben Deutsche Telekom Technik GmbH
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HessenForst, Forstamt Wettenberg (23.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1 und 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird der räumliche Geltungsbereich dahingehend
verkleinert, dass insbesondere im östlichen Teilbereich größere Abstände zu den um-
liegenden Waldflächen und Gehölzbeständen eingehalten werden, um neben den
forstfachlichen Belangen insbesondere naturschutzfachlich sensiblere Bereiche von
unmittelbaren bau- und betriebsbedingten Störwirkungen freizuhalten und auch ent-
sprechende Korridore für den Wildwechsel zu erhalten. Die Änderung des Flächen-
nutzungsplanes wird zum Entwurf für die förmliche Beteiligung ebenfalls entsprechend
angepasst.

Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

1.

2.

3.
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Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Dillenburg (24.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1 und 2: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen;
der Anregung zur Abstimmung der verkehrlichen Anbindung wird im Rahmen
der weiteren Planung des Vorhabens entsprochen.

Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

1.

2.

3.
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Kreisausschuss des Landkreises Gießen, Gefahrenabwehr (11.05.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf. Die in der Stellungnahme vom 11.05.2026 zum Vorentwurf des Be-
bauungsplanes vorgebrachten Hinweise werden auf Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung zur weiteren Berücksichtigung bei Bauplanung und Bauausführung in die
Planunterlagen zum Bebauungsplan aufgenommen. Der erforderliche Löschwasser-
bedarf für den Grundschutz wird im Bereich des Plangebietes entsprechend sicherge-
stellt.

1.
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Kreisausschuss des Landkreises Gießen, Wasser- und Bodenschutz (21.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1 bis 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.1.

2.

3.
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Zu 4 und 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 7: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

4.

5.

6.

7.
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Kreisausschuss des Landkreises Gießen, Naturschutz (14.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1 und 2: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Angemerkt werden kann jedoch, dass im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung
zwar nach § 9 BauGB grundsätzlich eine zutreffende Rechtsgrundlage für die rechts-
verbindliche Festsetzung etwa von Vorgaben zur Anbringung von Solarmodulen auf
den Dachflächen von Gebäuden in Bebauungsplänen besteht, die Festsetzung dabei
aber stets städtebaulich zu begründen ist und nicht pauschal allgemeinpolitisch be-
gründet werden kann. Mithin können entsprechende Vorgaben nach strenger Lesart
auch nicht in jedem Bebauungsplan rechtssicher getroffen werden. Darüber hinaus gilt
grundsätzlich auch in diesem Zusammenhang das sogenannte Gebot der planeri-
schen Zurückhaltung.

1.

2.
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Zu 3 und 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Der Bereich des Plangebietes wird seitens der Gemeinde Fernwald als Standort für
das geplante Vorhaben bevorzugt, da dieser in einem bereits deutlich durch Versor-
gungs- und Verkehrsinfrastruktur vorbelasteten Landschaftsraum liegt und die Nut-
zung von Synergieeffekten mit dem geplanten Windpark „Am Höhlerberg“ und zum
zugehörigen Umspannwerk ermöglicht. Zudem trägt die Bündelung an einem Ort zur
Flächenschonung durch die einmalige Anlage der Netz- und Speicherinfrastruktur,
aber auch durch den konzentrierten Eingriff durch die entsprechende Infrastruktur und
damit der geringeren Zerschneidung von Acker- und Grünlandflächen bei. Gleiches
gilt für den Eingriff in das Landschaftsbild, was im vorliegenden Fall neben der Bundes-
autobahn BAB 5 und der bestehenden Hochspannungsfreileitungen sowie auch durch
den geplanten Windpark und das Umspannwerk bereits erheblich vorgeprägt ist. Zum
Entwurf des Bebauungsplanes wird der räumliche Geltungsbereich jedoch dahinge-
hend verkleinert, dass insbesondere im östlichen Teilbereich größere Abstände zu den
umliegenden Waldflächen und Gehölzbeständen eingehalten werden, um neben den
forstfachlichen Belangen insbesondere naturschutzfachlich sensiblere Bereiche von
unmittelbaren bau- und betriebsbedingten Störwirkungen freizuhalten und auch ent-
sprechende Korridore für den Wildwechsel zu erhalten. Die Änderung des Flächen-
nutzungsplanes wird zum Entwurf für die förmliche Beteiligung ebenfalls entsprechend
angepasst.

Zu 5: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Regelungen zum erforderlichen artenschutzrechtlichen Ausgleich werden in Ab-
stimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde auf Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung zum Entwurf des Bebauungsplanes für die förmliche Beteiligung berücksich-
tigt und im Bebauungsplan insbesondere vorlaufend funktionsfähig herzustellende Er-
satzflächen in Form von Blühflächen auf geeigneten Flurstücken in der freien Feldflur
festgesetzt.

Zu 6 und 7: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; der Anregung wird teil-
weise entsprochen.

Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 3 und 4.

3.

4.

5.

6.

7.

8.
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Zu 8: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird ent-
sprochen.

Die Planung erfolgt jedoch gleichwohl in einem Bereich, der neben der Bundesautob-
ahn BAB 5 und der bestehenden Hochspannungsfreileitungen sowie auch durch den
geplanten Windpark und das Umspannwerk bereits erheblich vorgeprägt ist.

Zu 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 10: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird wie
folgt entsprochen:

Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird der räumliche Geltungsbereich dahingehend
verkleinert, dass insbesondere im östlichen Teilbereich größere Abstände zu den um-
liegenden Waldflächen und Gehölzbeständen eingehalten werden, um neben den
forstfachlichen Belangen insbesondere naturschutzfachlich sensiblere Bereiche von
unmittelbaren bau- und betriebsbedingten Störwirkungen freizuhalten und auch ent-
sprechende Korridore für den Wildwechsel zu erhalten. Die Änderung des Flächen-
nutzungsplanes wird zum Entwurf für die förmliche Beteiligung ebenfalls entsprechend
angepasst.

Zu 11 und 12: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf.

9.

10.

11.

12.
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Zu 13 bis 17: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf.

Zu 18: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf.

13.

14.

15.

16.
17.

18.
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Zu 19 bis 21: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen
wird entsprochen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf.

Zu 22 und 23: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird
entsprochen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf. Die Formulierung der entsprechenden Vermeidungsmaßnahmen
wird jedoch auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zum Entwurf des Bebauungs-
planes entsprechend angepasst und ergänzt.

19.

20.

21.

22.

23.
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Zu 24 bis 30: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen
wird auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung entsprochen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf. Nach Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde sind nach
der zum Entwurf des Bebauungsplanes erfolgten Verkleinerung des räumlichen Gel-
tungsbereiches nunmehr sechs Feldlerchenreviere entsprechend auszugleichen. Im
Zuge der Verkleinerung wird auch in der Flur 11 nicht mehr das gesamte Flurstück 44
umfasst. Die Regelungen zum erforderlichen artenschutzrechtlichen Ausgleich wer-
den in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde auf Ebene der verbindlichen
Bauleitplanung zum Entwurf des Bebauungsplanes für die förmliche Beteiligung be-
rücksichtigt und im Bebauungsplan insbesondere vorlaufend funktionsfähig herzustel-
lende Ersatzflächen in Form von Blühflächen auf geeigneten Flurstücken in der freien
Feldflur festgesetzt. Darüber hinaus werden entsprechende textliche Festsetzungen
in den Bebauungsplan sowie konkretisierende Hinweise und weitere Ausführungen in
die Planunterlagen aufgenommen.

24.

25.

26.

27.

28.
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Zu 31: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 32: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Im Zuge der erforderlichen Schaffung von vorlaufend funktionsfähig herzustellende
Ersatzflächen für die Feldlerche in Form von Blühflächen auf geeigneten Flurstücken
in der freien Feldflur kann auch das Lebensraumpotenzial für das Rebhuhn entspre-
chend aufgewertet werden.

29.

30.

31.

32.
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Zu 33: Der Anregung wird auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung entspro-
chen und es werden zum Entwurf des Bebauungsplanes diesbezüglich ergän-
zende Ausführungen in die Planunterlagen aufgenommen.

33.
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Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Landwirtschaft und Forsten (08.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Die Gemeinde Fernwald hat bereits die Durchführung eines Zielabweichungsverfah-
rens sowie die Zulassung einer Abweichung von den entsprechenden Zielen der
Raumordnung beantragt.

Zu 2 und 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Aufgrund der Lage des vorliegend geplanten Solarparks beidseits der Bundesautob-
ahn BAB 5 befindet sich dieser östlich der BAB 5 vollständig sowie westlich zum über-
wiegenden Teil innerhalb des gemäß EEG förderfähigen Korridors von 500 m längs
von Autobahnen. Jenseits dieses Korridors liegt der vorliegend geplante Solarpark im
benachteiligten Gebiet und ist damit ebenfalls förderfähig nach EEG. So handelt es
sich bei dem vorliegend geplanten Solarpark aufgrund der Lage zumindest in Teilen
um ein gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB gesetzlich privilegiertes Vorhaben. Die Wahl
der Flächen entspricht damit grundsätzlich dem gesetzgeberischen Willen, solche An-
lagen primär in einem bereits durch Infrastruktureinrichtungen vorgeprägten Bereich
zu errichten.

1.

2.

3.
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Das entscheidende Alleinstellungsmerkmal der vorliegenden Flächen besteht jedoch
darin, dass sie in räumlicher Nähe zum geplanten Windpark „Am Höhlerberg“ und dem
zugehörigen Umspannwerk liegen und aufgrund der unterschiedlichen Lastgänge bei
einer parallelen Nutzung von Wind- und Solarenergie die Auslastung des Umspann-
werks im Zuge des geplanten Solarparks deutlich erhöht werden kann. Hierfür bedarf
es jedoch zwingend einer räumlichen Nähe der Freiflächen-Photovoltaikanlage zum
Umspannwerk. Auch die flächeneffiziente gemeinsame Nutzung von Energiespeicher-
und Zuwegungsinfrastruktur wird durch die räumliche Nähe erst ermöglicht. Die Um-
setzung der vorliegenden Planung stellt damit einen wesentlichen Beitrag zum Ausbau
der Nutzung von Erneuerbaren Energien in der Gemeinde Fernwald dar.

Der Bereich des Plangebietes wird seitens der Gemeinde Fernwald als Standort für
das geplante Vorhaben bevorzugt, da dieser in einem bereits deutlich durch Versor-
gungs- und Verkehrsinfrastruktur vorbelasteten Landschaftsraum liegt und die Nut-
zung von Synergieeffekten mit dem geplanten Windpark „Am Höhlerberg“ und zum
zugehörigen Umspannwerk ermöglicht. Zudem trägt die Bündelung an einem Ort zur
Flächenschonung durch die einmalige Anlage der Netz- und Speicherinfrastruktur,
aber auch durch den konzentrierten Eingriff durch die entsprechende Infrastruktur und
damit der geringeren Zerschneidung von Acker- und Grünlandflächen bei. Gleiches
gilt für den Eingriff in das Landschaftsbild, was im vorliegenden Fall neben der Bunde-
sautobahn BAB 5 und der bestehenden Hochspannungsfreileitungen sowie auch
durch den geplanten Windpark und das Umspannwerk bereits erheblich vorgeprägt
ist.

In Bezug auf die Betroffenheit der privaten Belange ist beachtlich, inwieweit der Verlust
an landwirtschaftlichen Nutzflächen eine potenzielle Existenzgefährdung von Eigentü-
mern oder Bewirtschaftern darstellt. In der Regel wird dabei von einer Betriebszeit von
bis zu 30 Jahren ausgegangen. Unter Berücksichtigung der landwirtschaftlich genutz-
ten Gesamtflächen ist der Umfang der Flächen im Plangebiet für die betroffenen Land-
wirte und die Agrarstruktur insgesamt untergeordnet und kann grundsätzlich durch die
Pacht gleichwertiger Flächen bzw. die Pachteinnahmen aus der Solarnutzung kom-
pensiert werden.

4.
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Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass der gewählte Flächenzuschnitt in Abstim-
mung mit den betroffenen Grundeigentümern und Landwirten erfolgt ist. Darüber hin-
aus kann ausgeführt werden, dass die Flächen innerhalb des Plangebietes derzeit von
einem Haupterwerbslandwirt und einem Nebenerwerbslandwirt bewirtschaftet wer-
den, die zumindest teilweise Eigentümer von Flächen im Plangebiet sind, sodass die
Herausnahme der entsprechenden Flächen aus der Bewirtschaftung keinen maßgeb-
lichen Einfluss auf die Betriebe haben wird, auch da dies letztlich eine bewusste Ent-
scheidung der Eigentümer darstellt. Der landwirtschaftliche Haupterwerbsbetrieb be-
wirtschaftet eine Gesamtfläche von 202 ha. Davon werden 110 ha als Ackerland (da-
von 25 ha Mais sowie 85 ha Getreide und Raps) und 92 ha als Grünland bewirtschaf-
tet. Eine zusätzliche Einkommensquelle für den Haupterwerbslandwirt stellt die Direkt-
vermarktung von hausgemachter Wurst aus eigener Erzeugung und Schlachtung dar.
Durch die geplante Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage würden weniger als
15 ha der Betriebsfläche betroffen sein. Dieser Flächenverlust kann durch die Pacht
gleichwertiger Flächen gemeindlicher bzw. privater landwirtschaftlicher Flächen kom-
pensiert werden, sodass die landwirtschaftliche Leistungsfähigkeit und die Kontinuität
der Betriebsführung einschließlich der Direktvermarktung uneingeschränkt erhalten
bleiben. Die Betriebsfläche des Nebenerwerbslandwirtes umfasst eine Fläche von ins-
gesamt 24,5 ha, wobei hiervon weniger als 3 ha innerhalb des Plangebietes liegen.
Bei den betroffenen Flächen handelt es sich um Eigentumsflächen sowie auch um
Pachtflächen. Der Landwirt wird für die Eigentumsflächen entsprechende Pachtzah-
lungen erhalten und hat keinen Bedarf an entsprechenden Ersatzflächen geäußert.
Die Pachtflächen werden hingegen durch die Pacht zweier höherwertigerer Flächen
kompensiert.

Auch ist im Zuge der vorliegenden Planung keine erhebliche Beeinträchtigung der öf-
fentlichen Belange der Landwirtschaft zu erwarten. Als Gründe sind hier zunächst die
Besonderheiten zur Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage zu nennen. Die
Module werden auf sogenannten Modultischen montiert, welche mit einzelnen Metall-
pfosten befestigt werden. Die Metallpfosten werden in den unbefestigten Untergrund
gerammt. Hierdurch kann der Versiegelungsgrad innerhalb der für die Errichtung der
Freiflächen-Photovoltaikanlage vorgesehenen Fläche auf ein Minimum begrenzt wer-
den. Eine irreversible Inanspruchnahme des Bodens erfolgt nicht, zumal die Anlagen
aufgrund ihrer Bauart einen geringen Versiegelungsgrad aufweisen. Ferner kann eine
partielle Landbewirtschaftung (z.B. Schafbeweidung, Grünlandpflege) weiterhin erfol-
gen, sodass eine landwirtschaftliche Bodennutzung zumindest nicht vollständig aus-
geschlossen wird.
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Im Übrigen stellen auch die raumordnerischen Vorgaben zur Begrenzung aller insge-
samt für Freiflächen-Photovoltaikanlagen genutzten Flächen innerhalb des Gemein-
degebietes sicher, dass die Agrarstruktur insgesamt nicht erheblich beeinträchtigt
wird.

Die natürliche Ertragsfähigkeit der landwirtschaftlich genutzten Böden im Bereich des
Plangebietes wurde anhand vorliegender Daten zur Bodenschätzung sowie zur Acker-
und Grünlandzahl ausgewertet. Für die Acker- und Grünlandzahl ergibt sich im Plan-
gebiet demnach ein flächengewichteter Durchschnittswert von 48,5. Die erfassten
Werte weisen eine Spannweite von 18 bis 72 auf. Damit ist insgesamt von einer über-
wiegend mittleren natürlichen Ertragsfähigkeit auszugehen, wobei innerhalb des Plan-
gebiets sowohl geringwertigere als auch höherwertigere Teilflächen vorhanden sind.
Die aus der Bodenschätzung abgeleiteten Bodenzahlen liegen im Plangebiet zwi-
schen 39 und 71. Der flächengewichtete Durchschnittswert beträgt 49,5. Auch diese
Werte sprechen insgesamt für eine mittlere Bodenbonität bzw. natürliche Ertragsfä-
higkeit der betroffenen Flächen. Die Spannweite verdeutlicht jedoch, dass die Boden-
eigenschaften innerhalb des Plangebiets kleinräumig variieren und Teilflächen mit un-
terschiedlicher landwirtschaftlicher Leistungsfähigkeit vorkommen. Insgesamt weisen
die Ergebnisse darauf hin, dass im Plangebiet überwiegend Böden mittlerer natürlicher
Ertragsfähigkeit vorhanden sind. Besonders hochwertige landwirtschaftliche Böden
treten nur anteilig auf, während zugleich keine durchgehend sehr geringen Bodenwer-
tigkeiten vorliegen. Insofern ist bei Inanspruchnahme der Flächen durch das geplante
Vorhaben grundsätzlich nicht mit erheblichen negativen Auswirkungen auf die agrar-
strukturellen Belange zu rechnen.

Das Vorhaben liegt schließlich im öffentlichen Interesse und dient der öffentlichen Si-
cherheit (Versorgungssicherheit) nach § 2 EEG, sodass im Rahmen der Abwägung
auch die Gründe für das Allgemeinwohl ein wesentliches Gewicht haben.

Zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die entsprechenden Bereiche, die für den künftigen Verlauf des Rhein-Main-Links vor-
gesehen sind und das Plangebiet im Südwesten tangieren, werden zum Entwurf des
Bebauungsplanes einschließlich der zugehörigen Baustelleneinrichtungsflächen aus
dem räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes genommen. Die Änderung
des Flächennutzungsplanes wird zum Entwurf für die förmliche Beteiligung ebenfalls
entsprechend angepasst.
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Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenArchäologie (28.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1 und 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird
entsprochen.

Im Bereich des Plangebietes erfolgten zwischenzeitlich bereits archäologische Unter-
suchungen (geophysikalische Prospektion) als vorbereitende Untersuchung gemäß
§ 20 Abs. 1 Satz 2 HDSchG. Ziel der Untersuchung war die Detektion obertägig nicht
sichtbarer, archäologischer Strukturen, um eine Basis für eine bodendenkmalpflegeri-
sche Beurteilung des Plangebietes zu erhalten.

Zu 3 bis 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen

1.

2.

3.
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4.

5.
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Landkreis Gießen, Straßenverkehrsbehörde (24.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1 und 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

1.

2.
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Naturschutzbund Deutschland, Kreisverband Gießen e.V. (16.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 2: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

1.

2.
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Zu 3 bis 7: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen;
den Anregungen wird wie folgt entsprochen:

Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird der räumliche Geltungsbereich dahingehend
verkleinert, dass insbesondere im östlichen Teilbereich größere Abstände zu den um-
liegenden Waldflächen und Gehölzbeständen eingehalten werden, um neben den
forstfachlichen Belangen insbesondere naturschutzfachlich sensiblere Bereiche von
unmittelbaren bau- und betriebsbedingten Störwirkungen freizuhalten und auch ent-
sprechende Korridore für den Wildwechsel zu erhalten. Die Änderung des Flächen-
nutzungsplanes wird zum Entwurf für die förmliche Beteiligung ebenfalls entsprechend
angepasst.

Nach Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde sind nach der zum Entwurf
des Bebauungsplanes erfolgten Verkleinerung des räumlichen Geltungsbereiches
nunmehr sechs Feldlerchenreviere entsprechend auszugleichen. Die Regelungen
zum erforderlichen artenschutzrechtlichen Ausgleich werden in Abstimmung mit der
Unteren Naturschutzbehörde auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zum Ent-
wurf des Bebauungsplanes für die förmliche Beteiligung berücksichtigt und im Bebau-
ungsplan insbesondere vorlaufend funktionsfähig herzustellende Ersatzflächen in
Form von Blühflächen auf geeigneten Flurstücken in der freien Feldflur festgesetzt.
Darüber hinaus werden entsprechende textliche Festsetzungen in den Bebauungs-
plan sowie konkretisierende Hinweise und weitere Ausführungen in die Planunterlagen
aufgenommen. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich
kein weiterer Handlungsbedarf.

3.

4.

5.



Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich „Solarpark Steinbach“     Seite 44

Zu 8: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf.

6.

7.

8.
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Oberhessische Versorgungsbetriebe AG (08.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1 und 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und zur weiteren Be-
rücksichtigung in die Planunterlagen zum Entwurf der Änderung des Flächen-
nutzungsplanes aufgenommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht darüber hinaus grundsätzlich
kein weiterer Handlungsbedarf; der Verlauf der Fernwasserleitung befindet sich inner-
halb der Wegeparzelle eines an den geplanten Solarpark angrenzenden Wirtschafts-
weges, der im Zuge der vorliegenden Planung unberührt bleibt.

Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

1.

2.

3.
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Anlage 1 zum Schreiben Oberhessische Versorgungsbetriebe AG



Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich „Solarpark Steinbach“     Seite 47

Anlage 2 zum Schreiben Oberhessische Versorgungsbetriebe AG
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Anlage 3 zum Schreiben Oberhessische Versorgungsbetriebe AG



Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich „Solarpark Steinbach“     Seite 50

Oberhessische Versorgungsbetriebe AG (08.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird ent-
sprochen.

Zudem werden zum Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplanes entspre-
chende Hinweise in die Planunterlagen aufgenommen. Auf Ebene der vorbereitenden
Bauleitplanung besteht darüber hinaus grundsätzlich kein weiterer Handlungsbedarf;
der Verlauf der Fernwasserleitung befindet sich innerhalb der Wegeparzelle eines an
den geplanten Solarpark angrenzenden Wirtschaftsweges, der im Zuge der vorliegen-
den Planung unberührt bleibt.

1.
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Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.2.
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PLEdoc GmbH (22.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1 und 2: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen.1.

2.



Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich „Solarpark Steinbach“     Seite 53

Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Verlauf der Ferngasleitung einschließlich zugehörigem Schutzstreifen wird in der
Planzeichnung zum Entwurf des Bebauungsplanes entsprechend angepasst.

Zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 6: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf; der Anregung wird auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ent-
sprochen.

Zu 7 bis 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.
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Anlage 1 zum Schreiben PLEdoc GmbH



Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich „Solarpark Steinbach“     Seite 55

Anlage 2 zum Schreiben PLEdoc GmbH
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Anlage 3 zum Schreiben PLEdoc GmbH
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Anlage 4 zum Schreiben PLEdoc GmbH
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Anlage 5 zum Schreiben PLEdoc GmbH
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Anlage 6 zum Schreiben PLEdoc GmbH
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Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (15.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und zur weiteren Berück-
sichtigung in die Planunterlagen zum Entwurf der Änderung des Flächennut-
zungsplanes aufgenommen.

Zudem erfolgten zwischenzeitlich bereits entsprechende Untersuchungen bezüglich
des Vorhandenseins von Kampfmitteln im Bereich des Plangebietes. Zu den Ergeb-
nissen der Untersuchungen werden ebenfalls entsprechende Ausführungen in den
Planunterlagen ergänzt.

Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf.

1.

2.
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Anlage zum Schreiben Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst
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Regierungspräsidium Gießen (27.04.2026)

Beschlussempfehlungen

Zu 1: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen.1.



Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich „Solarpark Steinbach“     Seite 64

Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Aufgrund der Lage des Plangebietes in einem im derzeit rechtsgültigen Regionalplan
Mittelhessen 2010 raumordnerisch festgelegten „Vorranggebietes für Landwirtschaft“
sowie des Überschreitens des 2-%-Ziels des Teilregionalplanes Energie Mittelhessen
2016/2020, hat die Gemeinde Fernwald zwischenzeitlich bereits die Durchführung ei-
nes Zielabweichungsverfahrens sowie die Zulassung einer Abweichung von den ent-
sprechenden Zielen der Raumordnung beantragt.

Die natürliche Ertragsfähigkeit der landwirtschaftlich genutzten Böden im Bereich des
zum Entwurf des Bebauungsplanes in Teilbereichen reduzierten Plangebietes wurde
anhand vorliegender Daten zur Bodenschätzung sowie zur Acker- und Grünlandzahl
ausgewertet. Für die Acker- und Grünlandzahl ergibt sich im Plangebiet demnach ein
flächengewichteter Durchschnittswert von 48,5. Die erfassten Werte weisen eine
Spannweite von 18 bis 72 auf. Damit ist insgesamt von einer überwiegend mittleren
natürlichen Ertragsfähigkeit auszugehen, wobei innerhalb des Plangebiets sowohl ge-
ringwertigere als auch höherwertigere Teilflächen vorhanden sind. Die aus der Boden-
schätzung abgeleiteten Bodenzahlen liegen im Plangebiet zwischen 39 und 71. Der
flächengewichtete Durchschnittswert beträgt 49,5.

Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird entspro-
chen.

Für das Gebiet der Gemeinde Fernwald werden im Regionalplan Mittelhessen 2010
für die grundsätzlich für eine landwirtschaftliche Nutzung vorgesehenen Freiflächen im
Außenbereich raumordnerisch überwiegend „Vorranggebiete für Landwirtschaft“ fest-
gelegt. Größere und zusammenhängende „Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft“ wer-
den lediglich umliegend zur Ortslage des Ortsteils Albach ausgewiesen. Eine alterna-
tive Standortwahl für das geplante Vorhaben im Bereich der festgelegten „Vorbehalts-
gebiete für Landwirtschaft“ kommt jedoch zunächst aufgrund der fehlenden eigen-
tumsrechtlichen Verfügbarkeit geeigneter Flächen in diesem Bereich zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt nicht in Betracht.

2.

3.

4.

5.

6.
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Unter Berücksichtigung entsprechender räumlicher Abstände zu der bestehenden Be-
bauung im Bereich der geschlossenen Ortslage und zu bestehenden Aussiedlerhöfen
bzw. landwirtschaftlichen Betrieben im Außenbereich, zu den im rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplan der Gemeinde Fernwald dargestellten Siedlungserweiterungsflä-
chen im Osten der Ortslage sowie auch zu den südöstlich und auch weiter nördlich
gelegenen Waldflächen verbliebe zudem nur eine deutlich reduzierte Flächenkulisse.
Ohne eine optisch und landschaftlich nachteilige Zerschneidung der Hänge um Albach
in Kauf zu nehmen, ist eine Umsetzung in der für die mit dem Projekt verbundenen
Kosten (Kabeltrasse, Netzanbindung und Projektentwicklung) erforderlichen Dimensi-
onierung in diesem Bereich nicht möglich. Hinzu kommt die Vorbelastung des Land-
schaftsbildes durch den bestehenden Solarpark Albach. Sofern hier kumulierende Wir-
kungen ausgeschlossen werden sollen, käme nur eine Projektierung östlich der Orts-
lage Albach in Betracht, die jedoch dazu führen würde, dass die netzanbindende Ka-
beltrasse entweder umfangreiche Bauarbeiten an den Straßen in der Ortslage nach
sich ziehen würde oder auf längerer Distanz nach Süden hin im Bereich „Mühlberg“
geführt werden müsste. Schließlich liegt die Gemarkung Albach nicht im landwirt-
schaftlich benachteiligten Gebiet, sodass jenseits des 500-m-Korridors entlang der
Bundesautobahn BAB 5 keine Möglichkeit, eine für die Projektfinanzierung wichtige
und damit für die Umsetzung des Vorhabens elementare EEG-Vergütung zu erhalten.
So verbleiben hier grundsätzlich nur rd. 7 ha Flächen nördlich von Albach, die vergü-
tungsfähig sind. Vor diesem Hintergrund kommt die Umsetzung des geplanten Vorha-
bens in den Bereichen des Gemeindegebietes, die raumordnerisch als „Vorbehaltsge-
biet für Landwirtschaft“ festgelegt sind, nicht in Betracht.

Zu 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen

Nach entsprechender Auswertung sind im Gebiet der Gemeinde Fernwald im Regio-
nalplan Mittelhessen 2010 rd. 224,7 ha als „Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft“ und
rd. 854,7 ha als „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ festgelegt, sodass sich in der
Summe eine maßgebliche Fläche von insgesamt rd. 1.079,4 ha als Bezugsgröße
ergibt. Bei Vollausschöpfung der raumordnerischen Obergrenze von 2 % ergibt sich
ein Flächenpotenzial von rd. 21,6 ha. Die geplante Freiflächen-Photovoltaikanlage
umfasst eine Fläche von rd. 18,5 ha und somit einen Anteil von rd. 1,7 % entspricht.
Jedoch besteht im Ortsteil Albach der Gemeinde Fernwald bereits eine Freiflächen-
Photovoltaikanlage, die auf einer Fläche von rd. 8,1 ha innerhalb eines „Vorrangge-
bietes für Landwirtschaft“ liegt und somit bereits einen Anteil von rd. 0,75 % umfasst.
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In diesem Bereich wurde durch die US-Armee und die Bundeswehr seit Anfang der
1960er Jahre eine Raketenstellung betrieben. Die militärische Nutzung des Geländes
erfolgte bis etwa 1992. Ab 1994 wurden erste Gespräche zwischen dem damaligen
Bundesvermögensamt und der Gemeinde Fernwald zum Erwerb der Liegenschaft ge-
führt. Diese führten im Januar 1996 zur Übereignung des Geländes an die Gemeinde
Fernwald. Die weitere Entwicklung zur Umgestaltung und Renaturierung sowie zur
baulichen Nutzung in Teilbereichen folgte dann im Wesentlichen durch verschiedene
Stufenbaugenehmigungen sowie durch die rechtswirksame Bauleitplanung „Solarpark
Albach“ im Bereich „Buchwald“, im Zuge derer die bauplanungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Errichtung und Nutzung der bestehenden Freiflächen-Photovoltaikan-
lage geschaffen wurden. Vor der militärischen Nutzung war die Fläche bewaldet, so-
dass nach Aufgabe der militärischen Nutzung erst im Zuge der Errichtung des beste-
henden Solarparks in Verbindung mit den erfolgten Landschaftsbaumaßnahmen zu-
mindest eine landwirtschaftliche Nutzung des hierdurch entstandenen Grünlandes
erstmals ermöglicht wurde. Vormals fand in diesem Bereich keine landwirtschaftliche
Nutzung statt. Derzeit erfolgt die Bewirtschaftung durch einen Schäfereibetrieb, wobei
auf der Gesamtfläche bis zu 1.000 Schafe ca. 3-5 Weidegänge pro Jahr absolvieren
können. Wesentliche Ertragsunterschiede zu unbebauten Grünlandflächen werden
nach Auskunft des Bewirtschafters nicht gesehen.

Zusammen betrachtet wird im Zuge der Umsetzung der geplanten Freiflächen-Photo-
voltaikanlage im Bereich „Solarpark Steinbach“ die festgelegte 2-%-Marke um 0,45 %
überschritten, sodass dem entsprechenden Ziel der Raumordnung nicht entsprochen
wird. Das Ziel 2.3-4 (Z) steht dem Vorhaben bzw. einer flächenmäßig vollständigen
Umsetzung des Vorhabens damit zwar entgegen. Aufgrund der Entwicklungsge-
schichte der Fläche der bestehenden Anlage, die vormals bewaldet war und im An-
schluss militärisch genutzt wurde, bevor dann die Errichtung der Freiflächen-Photovol-
taikanlage erfolgte, mit der die landwirtschaftliche Nutzung erstmals ermöglicht wurde,
wird der Grundzug der Planung, welcher im mit der Regelung des 2.3-4 (Z) verfolgten
Zweck zum Schutz der Landwirtschaft begründet liegt, vorliegend wegen der beson-
deren Umstände der konkreten Gegebenheiten nicht berührt. Die Zielvorgabe ist, auf-
grund der atypischen Fallgestaltung und dem im Ergebnis nicht berührten Grundzug
der dem Teilregionalplan zugrunde liegenden Planung, demnach einer Abweichung
im Rahmen des vorliegenden Zielabweichungsverfahrens zugänglich. So stellt das
Ziel 2.3-4 (Z) explizit auf die Flächeninanspruchnahme im Kontext der landwirtschaft-
lichen Bewirtschaftung ab, also den tatsächlichen Entzug landwirtschaftlich nutzbarer
Fläche durch die errichtete Anlage.
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Zu 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 7: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird ent-
sprochen.

Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird der räumliche Geltungsbereich ohnehin da-
hingehend verkleinert, dass insbesondere im östlichen Teilbereich größere Abstände
zu den umliegenden Waldflächen und Gehölzbeständen eingehalten werden, um ne-
ben den forstfachlichen Belangen insbesondere naturschutzfachlich sensiblere Berei-
che von unmittelbaren bau- und betriebsbedingten Störwirkungen freizuhalten und
auch entsprechende Korridore für den Wildwechsel zu erhalten. Die Änderung des
Flächennutzungsplanes wird zum Entwurf für die förmliche Beteiligung ebenfalls ent-
sprechend angepasst.

Zu 8: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird entspro-
chen und die Darstellung der Sonderbauflächen zum Entwurf der Änderung des
Flächennutzungsplanes entsprechend angepasst.

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung wird zum Entwurf des Bebauungsplanes
zudem eine entsprechende Festsetzung mit einer auflösenden Bedingung in den Be-
bauungsplan aufgenommen.

Zu 10: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 11: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Gemeinde Fernwald hat bereits die Durchführung eines entsprechenden Zielab-
weichungsverfahrens sowie die Zulassung einer Abweichung von den entgegenste-
henden Zielen des Regionalplanes Mittelhessen 2010 sowie des Teilregionalplanes
Energie Mittelhessen beantragt.

7.

8.

9.

10.

11.
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Zu 12: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 13 und 14: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 15: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 16 bis 18: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.
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Zu 19: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und zur weiteren Berücksich-
tigung in die Planunterlagen zum Entwurf der Änderung des Flächennutzungs-
planes aufgenommen.

Zu 20 und 21: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 22 und 23: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 24: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird ent-
sprochen.

19.

20.

21.

22.

23.

24.
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Zu 25 und 26: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 27 und 28: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 29 bis 31: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht diesbezüglich kein weiterer
Handlungsbedarf.

25.

26.

27.

28.

29.

30.
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Zu 32: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 33 bis 35: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und zur weiteren
Berücksichtigung in die Planunterlagen zum Entwurf der Änderung des Flä-
chennutzungsplanes aufgenommen.

31.

32.

33.

34.
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Zu 36 bis 44: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen

Bezüglich der konkreten Standortwahl kann, entsprechend der auch aus raumordne-
rischer Sicht maßgeblichen Prüfkaskade, ausgeführt werden, dass im Regionalplan
Mittelhessen 2010 für das Gemeindegebiet insgesamt drei „Vorranggebiete Industrie
und Gewerbe, Bestand“, aber kein „Vorranggebiet Industrie und Gewerbe, Planung“
festgelegt werden. Die drei Gewerbegebiete sind nahezu vollständig bebaut. Verein-
zelt sind noch unbebaute Grundstücke vorhanden, die über die drei Gewerbegebiete
verteilt sind.

35.

36.

37.
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Zusammenhängende Flächen für die Errichtung einer Freiflächenanlage, auf denen
eine vergleichbare Energiegewinnung wie im geplanten Solarpark erzielt werden kann,
sind in den „Vorranggebieten Industrie und Gewerbe, Bestand“ nicht gegeben. Dar-
über hinaus sollen die zur Verfügung stehenden Flächenpotenziale der langfristigen
Sicherung und gewerblichen Entwicklung des Wirtschaftsstandortes und den damit
verbundenen Arbeitsplätzen im Gemeindegebiet dienen. Entsprechend bestehen in
den innerhalb des Gemeindegebietes der Gemeinde Fernwald raumordnerisch fest-
gelegten „Vorranggebieten Industrie und Gewerbe“ keine Alternativen für die Umset-
zung des geplanten Vorhabens.

Für das Gemeindegebiet Fernwald werden im Teilregionalplan Energie Mittelhessen
2016/2020 insgesamt sechs „Vorbehaltsgebiete für Photovoltaik-Freiflächenanlagen“
dargestellt. Während im Bereich eines entsprechenden Vorbehaltsgebietes im Bereich
der in den 1980er Jahren stillgelegten Flächen einer ehemalige Raketenstellung be-
reits vor vielen Jahren der Solarpark Albach errichtet wurde, stehen im Bereich der
übrigen Vorbehaltsgebiete insbesondere in der Gemarkung Albach die fehlenden Vo-
raussetzungen zur EEG-Einspeisevergütung, in der Gemarkung Steinbach mit dem im
Planfeststellungsverfahren befindlichen Trassenverlauf des sogenannten „Rhein-
Main-Link“ langfristig entgegenstehende Nutzungen und im Übrigen generell die feh-
lende Flächenverfügbarkeit und Bereitschaft der Grundstückseigentümer einer Um-
setzung entgegen. Aufgrund der Lage des vorliegend geplanten Solarparks beidseits
der Bundesautobahn BAB 5 befindet sich dieser östlich der BAB 5 vollständig sowie
westlich zum überwiegenden Teil innerhalb des gemäß EEG förderfähigen Korridors
von 500 m längs von Autobahnen. Jenseits dieses Korridors liegt der vorliegend ge-
plante Solarpark im benachteiligten Gebiet und ist damit ebenfalls förderfähig nach
EEG. So handelt es sich bei dem vorliegend geplanten Solarpark aufgrund der Lage
zumindest in Teilen um ein gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB gesetzlich privilegiertes
Vorhaben. Die Wahl der Flächen entspricht damit grundsätzlich dem gesetzgeberi-
schen Willen, solche Anlagen primär in einem bereits durch Infrastruktureinrichtungen
vorgeprägten Bereich zu errichten. Das entscheidende Alleinstellungsmerkmal der
vorliegenden Flächen besteht jedoch darin, dass sie in räumlicher Nähe zum geplan-
ten Windpark „Am Höhlerberg“ und dem zugehörigen Umspannwerk liegen und auf-
grund der unterschiedlichen Lastgänge bei einer parallelen Nutzung von Wind- und
Solarenergie die Auslastung des Umspannwerks im Zuge des geplanten Solarparks
deutlich erhöht werden kann. Hierfür bedarf es jedoch zwingend einer räumlichen
Nähe der Freiflächen-Photovoltaikanlage zum Umspannwerk.

38.

39.

40.

41.

42.

43.

44.

45.

46.



Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich „Solarpark Steinbach“     Seite 74

Auch die flächeneffiziente gemeinsame Nutzung von Energiespeicher- und Zuwe-
gungsinfrastruktur wird durch die räumliche Nähe erst ermöglicht. Die Umsetzung der
vorliegenden Planung stellt damit einen wesentlichen Beitrag zum Ausbau der Nut-
zung von Erneuerbaren Energien in der Gemeinde Fernwald dar.

Für das Gebiet der Gemeinde Fernwald werden im Regionalplan Mittelhessen 2010
für die grundsätzlich für eine landwirtschaftliche Nutzung vorgesehenen Freiflächen im
Außenbereich raumordnerisch überwiegend „Vorranggebiete für Landwirtschaft“ fest-
gelegt. Größere und zusammenhängende „Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft“ wer-
den lediglich umliegend zur Ortslage des Ortsteils Albach ausgewiesen. Eine alterna-
tive Standortwahl für das geplante Vorhaben im Bereich der festgelegten „Vorbehalts-
gebiete für Landwirtschaft“ kommt jedoch zunächst aufgrund der fehlenden eigen-
tumsrechtlichen Verfügbarkeit geeigneter Flächen in diesem Bereich zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt nicht in Betracht. Unter Berücksichtigung entsprechender räumlicher
Abstände zu der bestehenden Bebauung im Bereich der geschlossenen Ortslage und
zu bestehenden Aussiedlerhöfen bzw. landwirtschaftlichen Betrieben im Außenbe-
reich, zu den im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Fernwald dar-
gestellten Siedlungserweiterungsflächen im Osten der Ortslage sowie auch zu den
südöstlich und auch weiter nördlich gelegenen Waldflächen verbliebe zudem nur eine
deutlich reduzierte Flächenkulisse. Ohne eine optisch und landschaftlich nachteilige
Zerschneidung der Hänge um Albach in Kauf zu nehmen, ist eine Umsetzung in der
für die mit dem Projekt verbundenen Kosten (Kabeltrasse, Netzanbindung und Pro-
jektentwicklung) erforderlichen Dimensionierung in diesem Bereich nicht möglich.

Hinzu kommt die Vorbelastung des Landschaftsbildes durch den bestehenden Solar-
park Albach. Sofern hier kumulierende Wirkungen ausgeschlossen werden sollen,
käme nur eine Projektierung östlich der Ortslage Albach in Betracht, die jedoch dazu
führen würde, dass die netzanbindende Kabeltrasse entweder umfangreiche Bauar-
beiten an den Straßen in der Ortslage nach sich ziehen würde oder auf längerer Dis-
tanz nach Süden hin im Bereich „Mühlberg“ geführt werden müsste. Schließlich liegt
die Gemarkung Albach nicht im landwirtschaftlich benachteiligten Gebiet, sodass jen-
seits des 500-m-Korridors entlang der Bundesautobahn BAB 5 keine Möglichkeit, eine
für die Projektfinanzierung wichtige und damit für die Umsetzung des Vorhabens ele-
mentare EEG-Vergütung zu erhalten. So verbleiben hier grundsätzlich nur rd. 7 ha
Flächen nördlich von Albach, die vergütungsfähig sind.
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Vor diesem Hintergrund kommt die Umsetzung des geplanten Vorhabens in den Be-
reichen des Gemeindegebietes, die raumordnerisch als „Vorbehaltsgebiet für Land-
wirtschaft“ festgelegt sind, nicht in Betracht.

Der Bereich des Plangebietes wird seitens der Gemeinde Fernwald als Standort für
das geplante Vorhaben bevorzugt, da dieser in einem bereits deutlich durch Versor-
gungs- und Verkehrsinfrastruktur vorbelasteten Landschaftsraum liegt und die Nut-
zung von Synergieeffekten mit dem geplanten Windpark „Am Höhlerberg“ und zum
zugehörigen Umspannwerk ermöglicht. Zudem trägt die Bündelung an einem Ort zur
Flächenschonung durch die einmalige Anlage der Netz- und Speicherinfrastruktur,
aber auch durch den konzentrierten Eingriff durch die entsprechende Infrastruktur und
damit der geringeren Zerschneidung von Acker- und Grünlandflächen bei. Gleiches
gilt für den Eingriff in das Landschaftsbild, was im vorliegenden Fall neben der Bunde-
sautobahn BAB 5 und der bestehenden Hochspannungsfreileitungen sowie auch
durch den geplanten Windpark und das Umspannwerk bereits erheblich vorgeprägt
ist.

In Bezug auf die Betroffenheit der privaten Belange ist beachtlich, inwieweit der Verlust
an landwirtschaftlichen Nutzflächen eine potenzielle Existenzgefährdung von Eigentü-
mern oder Bewirtschaftern darstellt. In der Regel wird dabei von einer Betriebszeit von
bis zu 30 Jahren ausgegangen. Unter Berücksichtigung der landwirtschaftlich genutz-
ten Gesamtflächen ist der Umfang der Flächen im Plangebiet für die betroffenen Land-
wirte und die Agrarstruktur insgesamt untergeordnet und kann grundsätzlich durch die
Pacht gleichwertiger Flächen bzw. die Pachteinnahmen aus der Solarnutzung kom-
pensiert werden.

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass der gewählte Flächenzuschnitt in Abstim-
mung mit den betroffenen Grundeigentümern und Landwirten erfolgt ist. Darüber hin-
aus kann ausgeführt werden, dass die Flächen innerhalb des Plangebietes derzeit von
einem Haupterwerbslandwirt und einem Nebenerwerbslandwirt bewirtschaftet wer-
den, die zumindest teilweise Eigentümer von Flächen im Plangebiet sind, sodass die
Herausnahme der entsprechenden Flächen aus der Bewirtschaftung keinen maßgeb-
lichen Einfluss auf die Betriebe haben wird, auch da dies letztlich eine bewusste Ent-
scheidung der Eigentümer darstellt. Der landwirtschaftliche Haupterwerbsbetrieb be-
wirtschaftet eine Gesamtfläche von 202 ha. Davon werden 110 ha als Ackerland (da-
von 25 ha Mais sowie 85 ha Getreide und Raps) und 92 ha als Grünland bewirtschaf-
tet.
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Eine zusätzliche Einkommensquelle für den Haupterwerbslandwirt stellt die Direktver-
marktung von hausgemachter Wurst aus eigener Erzeugung und Schlachtung dar.
Durch die geplante Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage würden weniger als
15 ha der Betriebsfläche betroffen sein. Dieser Flächenverlust kann durch die Pacht
gleichwertiger Flächen gemeindlicher bzw. privater landwirtschaftlicher Flächen kom-
pensiert werden, sodass die landwirtschaftliche Leistungsfähigkeit und die Kontinuität
der Betriebsführung einschließlich der Direktvermarktung uneingeschränkt erhalten
bleiben. Die Betriebsfläche des Nebenerwerbslandwirtes umfasst eine Fläche von ins-
gesamt 24,5 ha, wobei hiervon weniger als 3 ha innerhalb des Plangebietes liegen.
Bei den betroffenen Flächen handelt es sich um Eigentumsflächen sowie auch um
Pachtflächen. Der Landwirt wird für die Eigentumsflächen entsprechende Pachtzah-
lungen erhalten und hat keinen Bedarf an entsprechenden Ersatzflächen geäußert.
Die Pachtflächen werden hingegen durch die Pacht zweier höherwertigerer Flächen
kompensiert.

Auch ist im Zuge der vorliegenden Planung keine erhebliche Beeinträchtigung der öf-
fentlichen Belange der Landwirtschaft zu erwarten. Als Gründe sind hier zunächst die
Besonderheiten zur Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage zu nennen. Die
Module werden auf sogenannten Modultischen montiert, welche mit einzelnen Metall-
pfosten befestigt werden. Die Metallpfosten werden in den unbefestigten Untergrund
gerammt. Hierdurch kann der Versiegelungsgrad innerhalb der für die Errichtung der
Freiflächen-Photovoltaikanlage vorgesehenen Fläche auf ein Minimum begrenzt wer-
den. Eine irreversible Inanspruchnahme des Bodens erfolgt nicht, zumal die Anlagen
aufgrund ihrer Bauart einen geringen Versiegelungsgrad aufweisen. Ferner kann eine
partielle Landbewirtschaftung (z.B. Schafbeweidung, Grünlandpflege) weiterhin erfol-
gen, sodass eine landwirtschaftliche Bodennutzung zumindest nicht vollständig aus-
geschlossen wird.

Im Übrigen stellen auch die raumordnerischen Vorgaben zur Begrenzung aller insge-
samt für Freiflächen-Photovoltaikanlagen genutzten Flächen innerhalb des Gemein-
degebietes sicher, dass die Agrarstruktur insgesamt nicht erheblich beeinträchtigt
wird.

Die natürliche Ertragsfähigkeit der landwirtschaftlich genutzten Böden im Bereich des
Plangebietes wurde anhand vorliegender Daten zur Bodenschätzung sowie zur Acker-
und Grünlandzahl ausgewertet.
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Für die Acker- und Grünlandzahl ergibt sich im Plangebiet demnach ein flächenge-
wichteter Durchschnittswert von 48,5. Die erfassten Werte weisen eine Spannweite
von 18 bis 72 auf. Damit ist insgesamt von einer überwiegend mittleren natürlichen
Ertragsfähigkeit auszugehen, wobei innerhalb des Plangebiets sowohl geringwertigere
als auch höherwertigere Teilflächen vorhanden sind. Die aus der Bodenschätzung ab-
geleiteten Bodenzahlen liegen im Plangebiet zwischen 39 und 71. Der flächengewich-
tete Durchschnittswert beträgt 49,5. Auch diese Werte sprechen insgesamt für eine
mittlere Bodenbonität bzw. natürliche Ertragsfähigkeit der betroffenen Flächen. Die
Spannweite verdeutlicht jedoch, dass die Bodeneigenschaften innerhalb des Plange-
biets kleinräumig variieren und Teilflächen mit unterschiedlicher landwirtschaftlicher
Leistungsfähigkeit vorkommen. Insgesamt weisen die Ergebnisse darauf hin, dass im
Plangebiet überwiegend Böden mittlerer natürlicher Ertragsfähigkeit vorhanden sind.
Besonders hochwertige landwirtschaftliche Böden treten nur anteilig auf, während zu-
gleich keine durchgehend sehr geringen Bodenwertigkeiten vorliegen. Insofern ist bei
Inanspruchnahme der Flächen durch das geplante Vorhaben grundsätzlich nicht mit
erheblichen negativen Auswirkungen auf die agrarstrukturellen Belange zu rechnen.

Das Vorhaben liegt schließlich im öffentlichen Interesse und dient der öffentlichen Si-
cherheit (Versorgungssicherheit) nach § 2 EEG, sodass im Rahmen der Abwägung
auch die Gründe für das Allgemeinwohl ein wesentliches Gewicht haben.

Die Gemeinde Fernwald hat nach Abstimmung mit der Oberen Landesplanungsbe-
hörde beim Regierungspräsidium Gießen daher zwischenzeitlich bereits die Durchfüh-
rung eines Zielabweichungsverfahrens sowie die Zulassung einer Abweichung von
den entsprechenden Zielen der Raumordnung beantragt.
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Zu 45: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 46: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird der räumliche Geltungsbereich dahingehend
verkleinert, dass insbesondere im östlichen Teilbereich größere Abstände zu den um-
liegenden Waldflächen und Gehölzbeständen eingehalten werden, um neben den
forstfachlichen Belangen insbesondere naturschutzfachlich sensiblere Bereiche von
unmittelbaren bau- und betriebsbedingten Störwirkungen freizuhalten und auch ent-
sprechende Korridore für den Wildwechsel zu erhalten. Die Änderung des Flächen-
nutzungsplanes wird zum Entwurf für die förmliche Beteiligung ebenfalls entsprechend
angepasst.

Zu 47: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 48: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 49: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 50 und 51: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 46.

Zu 52: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 53: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

47.

48.

49.

50.

51.

52.

53.
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Zu 54: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Der derzeit rechtsgültige Regionalplan Mittelhessen 2010 weist im Gemeindegebiet
an drei Stellen „Vorranggebiete für Industrie und Gewerbe Bestand“ aus. Der Bebau-
ungsplan „Gewerbegebiet am Berg“ von 1993 ist bis auf einzelne kleinere Freiflächen,
die von angrenzenden Unternehmen für die eigene Erweiterung bevorratet werden,
vollständig ausgeschöpft. Die innerhalb des „Vorranggebietes Industrie und Gewerbe
Bestand“ im Norden des Ortsteils Steinbach liegenden Flächen im Geltungsbereich
des Bebauungsplanes „Oppenröder Straße“ – 3. Änderung von 2008 sind ebenfalls
erschöpft. Bei dem im Ortsteil Annerod dargestellten „Vorranggebiet für Industrie und
Gewerbe Bestand“ handelt es sich um den räumlichen Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes „In der Brennhaar“ von 1968. Dieses Gebiet ist bis auf mehrere Vorbe-
haltsflächen gebietsansässiger Unternehmen für die eigene Erweiterung ebenfalls be-
reits vollständig bebaut.

54.




